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COMMUNICATION

TO THE AARHUS CONVENTION COMPLIANCE COMMITTEE

In umseitiger Beschwerdesache gibt der Beschwerdeführer die Vertretung durch den umseits ausgewiesenen Rechtsvertreter bekannt und ersucht um Kenntnisnahme.

1. Information über den Beschwerdeführer:

Die Beschwerde wird vom Verein NETT – Nein Ennstal Transit-Trasse – Verein für Menschen – und umweltgerechte Verkehrspolitik erhoben. Der Verein wurde mit Bescheid des Bundesministeriums für Land- Forstwirtschaft und Umwelt GZ: BNLFUW-UW.1.4.2/0027-V/1/2007 vom 10.07.2007 als Umweltorganisation gemäß § 19 Abs. 7 UVP – G 2000 anerkannt. 

Der Verein NETT wurde am 05.08.1991 gegründet und besteht aus Bürgern, vornehmlich wohnhaft im Ennstal. Der Vereinszweck laut Statuten ist unter anderem 


Die Erhaltung von Naturraum und Landschaft des Ennstales durch eine umwelt- und menschengerechte Verkehrslösung


Die ideelle Unterstützung der Bauern in deren Bemühen um die Erhaltung ihrer landwirtschaftlichen Existenz im Ennstal


Der Schutz der Trinkwasserreserven im mittleren Ennstal

2. Vertreter:

Der Verein NETT hat Rechtsanwalt MMag. Johannes Pfeifer, Rathausplatz 3, 8940 Liezen zur Einbringung, zur Vertretung im Beschwerdeverfahren und zur Entgegennahme von Schriftstücken jeglicher Art in diesem Beschwerdeverfahren bevollmächtigt. 

3. Betroffener Mitgliedsstaat:

Republik Österreich 

Die Republik Österreich hat die Konvention am 17.01.2005 ratifiziert (BGBl. III Nr. 88/2005)

4. Fakten:

Vorgeschichte:

Dem Beschwerdeführer ist bekannt, dass Beschwerden nur hinsichtlich Vertragsverletzungen nach der Ratifizierung der Aarhus-Konvention durch Österreich Gegenstand der Beschwerde sein können, es wird aber zur Erläuterung und zum besseren Verständnis ein kurzer Abschnitt der Vorgeschichte wie folgt ausgeführt:

Das Ennstal wird zwischen Selzthal und der steirischen Landesgrenze bei Mandling durch eine Landesstraße LB 320 durchquert, die die Verbindung zwischen der Tauernautobahn (A10) und der Pyhrnautobahn (A9) darstellt. 

Bereits Anfang der 70er Jahre wurde geplant, diese zweispurige Straße durch eine vierspurige Schnellstraße (S 8) zu ersetzen, wobei nach zähen Verhandlungen, massiven Protesten und Demonstrationen von der geplanten Schnellstraße als Ersatz für die rund 60 Kilometer Landesstraße schließlich nur noch ein rudimentärer Teil zwischen Liezen und Trautenfels, genannt "Ennsnahe Trasse", als zweispurig geführte Bundesstraße übrig blieb. 

Als 1990 mit den ersten Baumaßnahmen im Bereich Stainach (Errichtung Sallabergerbrücke) begonnen werden sollte, kam es zu Protestkundgebungen, und musste 1992 aufgrund einer fehlenden wasserrechtlichen Bewilligung ein Baustopp verfügt werden. Am 30.03.1993 fand der Spatenstich für einen Teil dieser "Ennsnahe Trasse" (Wanne Stainach) statt, und in der Folge kam  es jedoch zu Besetzungen der Baustelle, und Zusammenstößen zwischen Gendarmerie und Besetzern. 

Es stellte sich im Juni 1994 heraus, dass für die ennsnahe Trasse von der zuständigen Behörde kein wasserrechtlicher Bescheid erteilt werden könne, da für bestimmte Teile der Strecke Überschwemmungsgefahr bestünde, und die Betreiber der Straße nicht über die notwendigen Grundstücke verfügen würden, um die Straße gegen diese Gefahr absichern zu können.

Im Mai 1995 wurde für die ennsnahe Trasse mittels Bescheid die naturschutzrechtliche Bewilligung versagt. Weiters erging im Mai 1995 ein grundsätzlich positiver Wasserrechtsbescheid, der aber eine wesentliche Auflage enthielt, und zwar den Erwerb eines gewissen Grundstücksstreifens, der unmittelbar schwer einlösbar war. Gegen diesen negativen Bescheid der Naturschutzbehörde brachte die Republik Österreich vertreten durch die Bundesstraßengesellschaft Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof ein. 

Im Mai 1996 erging ein positiver Naturschutzbescheid für die ennsnahe Trasse. 

Am 19.12.1996 wurde ein Vertragsverletzungsverfahren durch die Europäische Union gegen Österreich eingeleitet, aufgrund der Nicht-Einhaltung von EG-Bestimmungen im Bezug auf Vogelschutz (Vogelschutz-RL). Von der ennsnahen Trasse waren Flächen betroffen, in welchen der geschützte Vogel Wachtelkönig beheimatet ist. Daraufhin kündigte die Steiermärkische Landesregierung an, die ennsnahe Trasse nochmals im Hinblick auf den Schutz des Wachtelkönigs naturschutzrechtlich überprüfen zu wollen. 

Am 22.04.1999 wurde das EG-Vertragsverletzungsverfahren eingestellt, nachdem das Land Steiermark zugesagt hatte, in Hinkunft das Projekt nach EG-Richtlinien abzuwickeln. 

Am 07.07.2000 verkündete der damalige österreichische Infrastrukturminister Schmied, dass die ennsnahe Trasse aufgrund geringer Verfahrensaussichten nicht realisierbar sei. Geplant sei stattdessen eine Umfahrung für Stainach und eine Unterflurtrasse bei Liezen. Der Grund für die Einstellung sei auch, dass für die Zustimmung der Kommission vorausgesetzte Umsiedlung der Vogelart des Wachtelkönigs bei ungewissem Erfolg zu teuer wäre.

2001 verspricht der damalige Landeshauptmannstellvertreter Schöggl nach der Fertigstellung einer verkehrsträgerübergreifenden Korridoruntersuchung ein Umweltmeditationsverfahren. 

Am 02.06.2003 wurde vom steirischen Verkehrsreferenten Landeshauptmannstellvertreter Leopold Schöggl das Ergebnis einer Ausschreibung über die weitere Vorgangsweise bezüglich einer Ennsstraße neu präsentiert, wobei das Schweizer Institut Basler und Partner Bestandsverbesserungen der Ennstalstraße empfahl. Durch Planungen und Bauausführungen wurden bis dato ca. € 30.000.000,--  verwendet. 

Durch Ratifikation des Verkehrsprotokolls (BGBL III 234/2002) der Alpenkonvention wurde auch für Österreich der Verzicht auf neue hochrangige Straßen für den alpenquerenden Verkehr erklärt.

2004 werden statt des versprochenen Umweltmeditationsverfahrens Diskussionsforen vom Land Steiermark installiert, und zwar ein Landesforum, ein Regionalforum, und ein Gemeindeforum, welche wie aus den Beilagen ersichtlich besetzt sind:

Auf Grundlage des § 17 Steiermärkischen Raumordnungsgesetztes wurde ein regionaler Planungsbeirat einberufen, in welchem laut § 17 Abs. 3 Stmk. Raumordnungsgesetz ua. Personen, die über besondere Kenntnisse verfügen, die für die Raumordnung in den Planungsregionen von Bedeutung sind, und je einen von der Gemeinde entsandten Vertreter einberufen wurden. Nähere Bestimmungen über die Zusammensetzung der regionalen Planungsbeiräte werden gemäß § 17 Abs. 3 Stmk. Raumordnungsgesetz durch Verordnung bestimmt, wobei die entsprechende Verordnung durch das Land Steiermark 1995 (also lange vor der Ratifizierung der Aarhus-Konvention)  erlassen wurde, und setzt sich dieser Beirat wie folgt zusammen:

1) Dem Beirat gehören folgende Mitglieder an:

a) fünf Mitglieder, die von den im Landtag vertretenen Parteien

nach dem Stärkeverhältnis (d'Hondtsches Verfahren), wie es sich

aus dem letzten Landtagswahlergebnis der in der Planungsregion

liegenden Gemeinden ergibt, namhaft gemacht werden. Dabei soll

von jeder Partei zumindest ein Abgeordneter zum Landtag

nominiert werden. Zusätzlich steht den im Landtag vertretenen

Parteien, die Anspruch auf einen Sitz in der Landesregierung

haben, das Recht zu, ein Mitglied zu nominieren, wenn sie auf

Grund vorstehender Bestimmungen kein Nominierungsrecht haben;

b) je ein Mitglied über Vorschlag der

- Kammer für Arbeiter und Angestellte für Steiermark,

- Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Steiermark,

- Kammer für Land- und Forstwirtschaft für Steiermark,

- Kammer für Arbeiter und Angestellte in der Land- und

Forstwirtschaft für Steiermark

c) ein vom Österreichischen Gewerkschaftsbund namhaft gemachtes

Mitglied;

d) je ein Mitglied der in der Planungsregion liegenden Stellen des

Arbeitsmarktservice;

e) ein von der Vereinigung Österreichischer Industrieller namhaft

gemachtes Mitglied;

f) je ein vom Österreichischen Städtebund, Landesgruppe Steiermark,

und Steiermärkischen Gemeindebund namhaft gemachter

Gemeindevertreter der Planungsregion;

g) ein von der Ingenieurkammer für Steiermark und Kärnten namhaft

gemachtes Mitglied;

h) der Bezirkshauptmann und gegebenenfalls die Expositurleiter;

i) je ein Vertreter der in der Planungsregion liegen den Gemeinden 

Zu keinen dieser Foren waren NGOs wie der beschwerdeführende Verein  eingeladen.

Am 25.04.2005 wurde bekannt, dass dieser regionale Planungsbeirat eine Hochleistungsstraße vom Knoten Selzthal bis Trautenfels befürwortet und wurde ein entsprechendes regionales Verkehrskonzept am 19.10.2005 einstimmig beschlossen, sowie das entsprechende regionale Verkehrskonzept Liezen von der Steiermärkischen Landesregierung am 30.01.2006. Die Öffentlichkeit erfuhr von diesen Beschlüssen erst zeitverzögert in den Medien und sind nach Aussagen einiger Mitglieder des Planungsbeirates die Beschlüsse in dieser Art und Weise, wie sie publiziert wurden, nie beschlossen worden.

Die vorliegende Beschwerde wird in Weiterem vor allem ausführen, dass die Zusammensetzung dieses regionalen Planungsbeirates gemäß der Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 27.11.1995 nicht mit den Prinzipien der Aarhus-Konvention vereinbar ist, insbesondere in einem in dieser Konvention geforderten offenen Planungsprozess die Interessen der Öffentlichkeit verstärkt zu berücksichtigen sind, insbesondere durch Aufnahme von NGOs wie dem beschwerdeführenden Verein NETT, um einen ergebnisoffenen Planungsprozess herbeiführen zu können.

Am 6. 6. 2005 teilte  DI Raderbauer / freiland Umweltconsulting den Vertretern der NGOs mit: „Wir haben den Auftrag übernommen für den Abschnitt zwischen Knoten Selzthal und dem Knoten Trautenfels Verkehrslösungen (2-streifig, 4-streifig, Bestandsverbesserungen, etc.) zu untersuchen. Mittlerweile wurde von einem anderen Planerteam das Regionale Verkehrskonzept erarbeitet und darauf aufbauend vom Regionalen Planungsbeirat eine 4-streifige Lösung für diesen Abschnitt beschlossen. Damit wurden auch die Randbedingungen für unseren Planungsauftrag geändert. Dieser Beschluss drückt einen klar definierten Wunsch des regionalen Planungsbeirates aus, den wir zur Kenntnis nehmen müssen.“

21. 11. 2005 /14 -15 Uhr

Die neue Verkehrslandesrätin Edlinger-Ploder präjudiziert „Autobahn“ durchs Ennstal: In einer Radiotelefonstunde antwortete Edlinger-Ploder auf die Frage, wie sie die Verkehrslösung im Ennstal haben will, so: „Es muss eine leistungsfähige Straße sein.“ „Das soll eine bemautete, vierspurige Straße sein.“

2006 Intermodale Verkehrsplanung: Das Bemühen, dass eine Intermodale Verkehrsplanung die Grundlage für den Planungsprozess bildet, scheitert an den Behörden und zuständigen Politikern.

ZUKUNFT-ENNSTAL – ARGE Intermodale Verkehrsplanung – entsteht. Am 21. 11. 06 findet der Start für den Intermodalen Verkehrsplanungsprozess statt. Viele Gemeinden und Körperschaften unterstützen dieses Projekt und sehen darin eine Chance, den schon über dreißig Jahre dauernden Ennstaler Verkehrskonflikt zu beenden und zu einer dauerhaften, nachhaltigen Lösung zu kommen, einer Lösung, die sowohl den Menschen und der Umwelt als auch der Wirtschaft des Ennstales nützt. Univ. Prof. Knoflacher von der TU-Wien wird mit der ARGE Intermodale Verkehrsplanung beauftragt. In der Folge entwickelt sich  eine breite Kooperation von Ennstaler Gemeinden, Bürgerinitiativen, Landwirten und Gewerbetreibenden.

2007 NETT wird als Umweltorganisation gemäß § 19 Abs. 7 Umweltverträglichkeits-prüfungsgesetz 2000 (UVP-G 2000) anerkannt. Der Bundesminister für Land- und Fortwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit dem Antrag des Vereins NETT - Nein Ennstal Transit Trasse - Verein für menschen- und umweltgerechte Verkehrspolitik auf Anerkennung als Umweltorganisation stattgegeben.

Erste Ennstaler Haushaltsbefragung: Mit Stichtag 4. Oktober 2007 konnten die Ennstalerinnen und Ennstaler erstmals aktiv am Planungsprozess mitarbeiten und mitgestalten. Persönliches Mobilitätsverhalten und Mobilitätserfordernisse werden u. a. mittels international anerkannter und standardisierter Fragebogen abgefragt.

2008 Präsentation der Ergebnisse der Verkehrsbefragung Ennstal. Außergewöhnlich hohe Beteiligung mit überdurchschnittlichen Rücklaufquoten und klaren Aussagen hinsichtlich der Ablehnung einer vierspurigen Straße und des Wunsches nach einer Verkehrsbeschränkung. Siehe dazu www.zukunft-ennstal.at

Dialogverweigerung des Planungsbeirates. Am 27. 2. 2008 sprach sich der Planungsbeirat mehrheitlich gegen die Präsentation der Zwischenergebnisse der Intermodalen Verkehrsplanung aus: „Der Planungsbeirat wird sich nicht näher mit der Intermodalen Verkehrsplanung von Prof. Knoflacher auseinandersetzen.“ 

Antrag der Umweltorganisation NETT auf Aufnahme in den Regionalen Planungsbeirat abgelehnt. Im Bescheid wird zwar anerkannt, dass NGOs in ihrem inhaltlichen Schwerpunkt über Spezialwissen verfügen, das für die Raumordung von Bedeutung sein könnte, die Landesregierung hätte jedoch in der Verordnung im LGBI 95/1995 die Zusammensetzung der Regionalen Planungsbeiräte wie in weiterem ausgeführt, geregelt. Es könne deshalb dem Antrag nicht stattgegeben werden.

NETT beruft gegen die Ablehnung. Begründung: Der Bescheid ist inhaltlich rechtswidrig, da er gegen die direkt anwendbaren Bestimmungen der Aarhus-Konvention verstößt. Den in deren Umsetzung ergangenen Bestimmungen und direkt anwendbaren EG-Richtlinien wurde nicht entsprochen.

31.03.2008 Landesregierung sagt einstimmig „Ja” zur „Mittelvariante“. Im dritten Anlauf erhielt die Verkehrslandesrätin innerhalb der Regierung die Zustimmung zu ihren Plänen. 

29.05.2008: Der an der B320 liegenden Stadt Schladming wurde die Austragung der Skiweltmeisterschaften 2013 zugesprochen. Selbst nach den Plänen der Landesregierung könnte der früheste Baubeginn für die vierspurige Strasse 2016 sein. Um den vermehrten Verkehr 2013 bewältigen zu können, sind bis dahin nur die vom Verein Nett und von den Ennstalern Bürgern in der Haushaltsbefragung gewünschten Bestandsverbesserungen der bestehenden B320 umsetzbar und nur diese Verbesserungen im Einklang mit dem von der FIS 1994 beschlossenen „Mainauer Manifest“.

Ab 2004: Prüfung einer 7,5 t Verkehrsbeschränkung für den Streckenabschnitt LB 320 Liezen – Mandling: Bei der Bezirkshauptmannschaft Liezen ist aufgrund von Anträgen der Marktgemeinde Haus, Aich, Rohrmoos-Untertal und Schladming seit 25.04.2004 ein Verfahren zur Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen für die Erlassung eines Fahrverbotes für Lastkraftfahrzeuge über 7,5 t höchstzulässiges Gesamtgewicht auf der LB 320 im Bereich des Stadtgemeindegebiet von Liezen und der Landesgrenze zu Salzburg bei Mandling anhängig. Mit Antrag vom 14.02.2008 beantragte der Verein NETT die Zuerkennung von Parteistellung in diesem Verfahren. Er sei mit 10.07.2007 vom Innenministerium als Umweltorganisation gemäß § 19 Abs. 7 UVP-G anerkannt worden. In der Begründung des Ablehnungsbescheides wird dazu ausgeführt, dass der Verein NETT ein tatsächliches, jedoch kein rechtliches Interesse am Ausgang des Verfahrens hätte, und die Voraussetzungen, welche zur Erlassung eines Fahrverbotes gemäß § 43 StVO zu prüfen seien, von amtswegen wahrzunehmen sind. Die Parteistellung sei dem Verein nur in Verfahren gemäß UVP-G 2000 zuerkannt worden, weshalb der Antrag bescheidmäßig abgelehnt wurde. Dagegen wurde die Berufung erhoben.

Mit der vorliegenden Beschwerde wird auch ausgeführt, dass durch die Ablehnung der Zuerkennung der Parteistellung in diesem Verfahren betreffend die 7,5 t Beschränkung die Prinzipien der Aarhus-Konvention verletzt werden. Nach ständiger Rechtssprechung der österreichischen Höchstgerichte (VwGH und VfGH) ist in dem Falle, dass eine solche 7,5 t Beschränkung nicht erlassen wird, keine Beschwerde zulässig, sodass eine Unterlassung der Behörde bei der Erlassung einer solchen Verkehrsbeschränkung inhaltlich nicht überprüft werden kann. Da es sich bei der Erlassung einer solchen 7,5 t Beschränkung zweifellos um eine umweltrelevante Angelegenheit handelt, widersprechen auch die mangelnden Beschwerdemöglichkeiten gegen eine solche Unterlassung der Behörde der Aarhus-Konvention.

5. Einzelne Konventionsverletzungspunkte:

Wie bereits ausgeführt, wird nach den Ausführungen in dieser Beschwerde die Aarhus-Konvention dahin gehend verletzt, dass kein ergebnisoffener Planungsprozess für eine Verkehrslösung für das Ennstal unter Einbeziehung des Beschwerdeführers durchgeführt wurde. Dies ist insbesondere deshalb von Bedeutung, da die geplante Trassenführung Schutzgebiete nach der FFH-Richtlinie der EU berührt, und im Falle einer Klage der Europäischen Kommission gegen die Republik Österreich vom Europäischen Gerichtshof zu überprüfen wäre, ob die dieses Schutzgebiet am wenigsten beeinträchtigende Lösung gefunden wurde, und weiters, ob die öffentlichen Interessen an dieser Verkehrslösung die Beeinträchtigung des Schutzgebietes rechtfertigen. 

Bei einem ergebnisoffenem Planungsprozess unter Einbeziehung der NGOs hätte sich ergeben, dass andere Varianten, etwa Bestandverbesserungen, möglich sind, welcher Ausbau die Schutzgebiete wesentlich weniger beeinträchtigt hätte. Des Weiteren wird ausgeführt, dass durch Nichtgewährung der Parteistellung im Verfahren über die Verhängung der 7,5 t Beschränkung für die NGOs ebenfalls deren Rechte aufgrund der Aarhus-Konvention verletzt wurden, wie auch durch die ständige Rechtssprechung in Österreich, dass die Unterlassung der Verhängung dieser 7,5 t Beschränkung weder im Rechtsweg anfechtbar, noch im Rechtsweg auf inhaltliche Rechtswidrigkeit oder Verfahrensmängel überprüfbar ist. 

Im Einzelnen wurden folgende Bestimmungen der Aarhus-Konvention verletzt:

5.1. Artikel 7 Öffentlichkeitsbeteiligung bei umweltbezogenen Plänen, Programmen und Politiken:

Artikel 7 der Konvention lautet wie folgt:

Artikel 7

Öffentlichkeitsbeteiligung bei umweltbezogenen Plänen,

Programmen und Politiken

Jede Vertragspartei trifft angemessene praktische und/oder sonstige Vorkehrungen dafür, daß die Öffentlichkeit, nachdem ihr zuvor die erforderlichen Informationen zur Verfügung gestellt worden sind, in einem transparenten und fairen Rahmen während der Vorbereitung umweltbezogener Pläne und Programme beteiligt wird. In diesem Rahmen findet Artikel 6 Absätze 3, 4 und 8 Anwendung. Die zuständige Behörde ermittelt die Öffentlichkeit, die sich beteiligen kann, wobei die Ziele dieses Übereinkommens zu berücksichtigen sind.

Jede Vertragspartei bemüht sich im angemessenen Umfang darum, Möglichkeiten für eine Beteiligung der Öffentlichkeit an der Vorbereitung umweltbezogener Politiken zu schaffen.

Gemäß diesem Artikel sind die Absätze 3, 4 und 8 des Artikels 6 anwendbar:

Artikel 6

Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungen über bestimmte Tätigkeiten

……….

(3) Die Verfahren zur Öffentlichkeitsbeteiligung sehen jeweils einen angemessenen zeitlichen Rahmen für die verschiedenen Phasen vor, damit ausreichend Zeit zur Verfügung steht, um die Öffentlichkeit nach Absatz 2 zu informieren, und damit der Öffentlichkeit ausreichend Zeit zur effektiven Vorbereitung und Beteiligung während des umweltbezogenen Entscheidungsverfahrens gegeben wird.

(4) Jede Vertragspartei sorgt für eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zu einem Zeitpunkt, zu dem alle Optionen noch offen sind und eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden kann.

……..

 (8) Jede Vertragspartei stellt sicher, daß das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Entscheidung angemessen berücksichtigt wird.

Gemäß Artikel 7, Artikel 6 Abs. 4 hat jede Vertragspartei für eine frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zu einem Zeitpunkt zu sorgen, zudem alle Optionen noch offen sind, und eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung stattfinden kann. Spätestens mit dem Beschluss der Steiermärkischen Landesregierung vom April 2008, nur die vierspurige Variante weiter zu überprüfen, und etwa nicht die von der Bevölkerung favorisierten Bestandverbesserungen oder eine Nullvariante, sind nicht mehr alle Optionen für eine Verkehrslösung für das Ennstal offen. Bereits durch den Beschluss des regionalen Planungsbeirates vom 25.04.2005 wurden alle anderen Trassenvarianten außer einer vierstreifigen Lösung ausgeschlossen. Die Sitzungen des Planungsbeirates verliefen gemäß den Bestimmungen des Steiermärkischen Raumordnungsgesetzes nicht öffentlich, und wurde die Öffentlichkeit erst mit Verzögerung von dem bereits gefassten Beschluss über die vierspurige Variante informiert. Durch die Nichtbeteiligung des beschwerdeführenden Vereins, sowie allgemein der Öffentlichkeit wurde Artikel 7, Artikel 6 Abs. 4 der Konvention verletzt, durch die Nichtinformation der Öffentlichkeit über die geplanten Beschlüsse vor deren Fassung Artikel 7 in Verbindung mit Artikel 6 Abs. 3 der Konvention. Gerade weil auch Vertreter der Gemeinden diesem Planungsbeirat angehören, hätten im Planungsprozess alle möglichen Varianten, das heißt auch die Bestandsverbesserungen der Öffentlichkeit kommuniziert werden müssen, um über die Vertreter der Gemeinden und anderen Interessensvertreter auf den Planungsbeirat einwirken zu können. 

Gemäß Artikel 7, Artikel 6 Abs. 8 der Konvention hat jede Vertragspartei sicherzustellen, dass das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung bei einer Entscheidung angemessen berücksichtigt wird. Diese Öffentlichkeitsbeteiligung wird in Artikel 6 wie folgt definiert:

In Verfahren zur Öffentlichkeitsbeteiligung hat die Öffentlichkeit die Möglichkeit, alle von ihr für die geplante Tätigkeit als relevant erachteten Stellungnahmen, Informationen, Analysen oder Meinungen in Schriftform vorzulegen oder gegebenenfalls während einer öffentlichen Anhörung oder Untersuchung mit dem Antragsteller vorzutragen.

Die Öffentlichkeitsbeteiligung hat im Planungsprozess zur Verkehrslösung nicht dem der Konvention geforderten Ausmaß stattgefunden, insbesondere liegt eine krasse Verletzung der Öffentlichkeitsbeteiligung durch die Weigerung der Präsentierung der Ergebnisse der Haushaltsbefragung im regionalen Planungsbeirat vor. 

Durch die Besetzung des Planungsbeirates gemäß der Verordnung der Landesregierung aus 1995 sind auch die Prinzipien der Aarhus-Konvention verletzt, da in diesem Planungsbeirat nicht in ausreichender Weise die Öffentlichkeit repräsentiert wird, und verabsäumt wurde, Möglichkeiten für eine Beteiligung der Öffentlichkeit an der Vorbereitung umweltbezogener Politiken zu schaffen.

Gemäß Artikel 2 Abs. 5 ist dem beschwerdeführende Verein ex lege schon durch seine Anerkennung als Partei im Sinne des UVP-G mit Bescheid aus 2007 als Vertreter der betroffenen Öffentlichkeit zu werten, da ihm schon ex lege gemäß den Bestimmungen der Konvention ein Interesse im umweltbezogenen Verfahren zukommt. Durch die Nichteinbeziehung des Beschwerde führenden Vereins wurde daher, insbesondere auch Artikel 7 i.V.m. Artikel 2 Abs. 5 der Konvention verletzt, der wie folgt lautet:

5. bedeutet "betroffene Öffentlichkeit" die von umweltbezogenen Entscheidungsverfahren betroffene oder wahrscheinlich betroffene Öffentlichkeit oder die Öffentlichkeit mit einem Interesse daran; im Sinne dieser Begriffsbestimmung haben nichtstaatliche Organisationen* , die sich für den Umweltschutz einsetzen und alle nach innerstaatlichem Recht geltenden Voraussetzungen erfüllen, ein Interesse.

5.2. Die Verletzung des Artikels 8 der Konvention:

Artikel 8 der Konvention lautet wie folgt:

Artikel 8

Öffentlichkeitsbeteiligung während der Vorbereitung

exekutiver Vorschriften und/oder allgemein anwendbarer

rechtsverbindlicher normativer Instrumente

Jede Vertragspartei bemüht sich, zu einem passenden Zeitpunkt und solange Optionen noch offen sind eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung während der durch Behörden erfolgenden Vorbereitung exekutiver Vorschriften und sonstiger allgemein anwendbarer rechtsverbindlicher Bestimmungen, die eine erhebliche Auswirkung auf die Umwelt haben können, zu fördern. Zu diesem Zweck sollten folgende Maßnahmen ergriffen werden:

a) Für eine effektive Beteiligung ausreichende zeitliche Rahmen sollten festgelegt

werden;

b) Vorschriftenentwürfe sollten veröffentlicht oder anderweitig öffentlich zugänglich

gemacht werden, und

c) die Öffentlichkeit sollte unmittelbar oder über sie vertretende und beratende

Stellen die Möglichkeit zur Stellungnahme erhalten.

Das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung wird so weit wie möglich berücksichtigt.

Auch in diesem Artikel wird festgehalten, dass eine effektive Öffentlichkeitsbeteiligung, solange die Optionen noch offen sind, zu fördern ist. Nach geltender österreichischer Gesetzeslage würde die Trassenführung und die Straßenvariante durch Bescheid erlassen werden und ist der Planungsprozess auch eine durch Behörden erfolgende Vorbereitung exekutiver Vorschriften und sonstiger allgemein anwendbarer rechtsverbindlicher Bestimmungen, die eine erhebliche Auswirkung auf die Umwelt haben können, zu werten. Der Öffentlichkeit wurde zur Entscheidung, dass nur mehr eine vierspurige Variante geplant werden soll, weder eine Möglichkeit zur Partizipation im Planungsprozess, noch zur Stellungnahme über diese Entscheidung gegeben, noch wurde der Öffentlichkeit die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Beschluss der Landesregierung über die vierspurige Variante gegeben, sodass auch dadurch Artikel 8 der Konvention verletzt ist.

5.3. Verletzung des Artikels 9 Abs 2  der Konvention (Zugang zu Gerichten) 

Artikel 9

Zugang zu Gerichten

…..

 (2) Jede Vertragspartei stellt im Rahmen ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften sicher,

daß Mitglieder der betroffenen Öffentlichkeit,

(a) die ein ausreichendes Interesse haben oder alternativ

(b) eine Rechtsverletzung geltend machen, sofern das Verwaltungsprozeßrecht einer

Vertragspartei dies als Voraussetzung erfordert,

Zugang zu einem Überprüfungsverfahren vor einem Gericht und/oder einer anderen auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen unabhängigen und unparteiischen Stelle haben, um die materiell-rechtliche und verfahrensrechtliche Rechtmäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen oder Unterlassungen anzufechten, für die Artikel 6 und - sofern dies nach dem jeweiligen innerstaatlichen Recht vorgesehen ist und unbeschadet des Absatzes 3 – sonstige einschlägige Bestimmungen dieses Übereinkommens gelten.

Was als ausreichendes Interesse und als Rechtsverletzung gilt, bestimmt sich nach den Erfordernissen innerstaatlichen Rechts und im Einklang mit dem Ziel, der betroffenen Öffentlichkeit im Rahmen dieses Übereinkommens einen weiten Zugang zu Gerichten zu gewähren. Zu diesem Zweck gilt das Interesse jeder nichtstaatlichen Organisation* , welche die in Artikel 2 Nummer 5 genannten Voraussetzungen erfüllt, als ausreichend im Sinne des Buchstaben a. Derartige Organisationen gelten auch als Träger von Rechten, die im Sinne des Buchstaben b verletzt werden können. Absatz 2 schließt die Möglichkeit eines vorangehenden Überprüfungsverfahrens vor einer Verwaltungsbehörde nicht aus und läßt das Erfordernis der Ausschöpfung verwaltungsbehördlicher Überprüfungsverfahren vor der Einleitung gerichtlicher Überprüfungsverfahren unberührt, sofern ein derartiges Erfordernis nach innerstaatlichem Recht besteht.

 (3) Zusätzlich und unbeschadet der in den Absätzen 1 und 2 genannten Überprüfungsverfahren stellt jede Vertragspartei sicher, daß Mitglieder der Öffentlichkeit, sofern sie etwaige in ihrem innerstaatlichen Recht festgelegte Kriterien erfüllen, Zugang zu verwaltungsbehördlichen oder gerichtlichen Verfahren haben, um die von Privatpersonen und Behörden vorgenommenen Handlungen und begangenen Unterlassungen anzufechten, die gegen umweltbezogene Bestimmungen ihres innerstaatlichen Rechts verstoßen.

(4) Zusätzlich und unbeschadet des Absatzes 1 stellen die in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Verfahren angemessenen und effektiven Rechtsschutz und, soweit angemessen, auch vorläufigen Rechtsschutz sicher; diese Verfahren sind fair, gerecht, zügig und nicht übermäßig teuer. Entscheidungen nach diesem Artikel werden in Schriftform getroffen oder festgehalten. Gerichtsentscheidungen und möglichst auch Entscheidungen anderer Stellen sind öffentlich zugänglich.

(5) Um die Effektivität dieses Artikels zu fördern, stellt jede Vertragspartei sicher, dass der Öffentlichkeit Informationen über den Zugang zu verwaltungsbehördlichen und gerichtlichen Überprüfungsverfahren zur Verfügung gestellt werden; ferner prüft jede Vertragspartei die Schaffung angemessener Unterstützungsmechanismen, um Hindernisse finanzieller und anderer Art für den Zugang zu Gerichten zu beseitigen oder zu verringern. 

Nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften Österreichs besteht für den beschwerdeführenden Verein kein Zugang zu einem Überprüfungsverfahren vor einem Gericht und/oder einer anderen auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen unabhängigen und unparteiischen Stelle um die materiell-rechtliche und verfahrensrechtliche Rechtmäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen oder Unterlassungen anzufechten und zwar die Nichtbeteiligung am Planungsprozess, die Weigerung des Planungsbeirates, das Ergebnis der Öffentlichkeitsbefragung vortragen zu können sowie für die Einengung der Varianten für die Verkehrslösung auf die vierspurige Variante. Aus diesem Grund wurde auch Artikel 9 Abs. 2 unter Berücksichtigung des Passus dieses Absatzes, nach welchem dem Verein als NGO ausreichendes Interesse ex lege zukommt, verletzt. Selbst wenn für den beschwerdeführenden Verein die Möglichkeit bestünde, die Zusammensetzung des regionalen Planungsbeirates durch die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes als gesetz- oder verfassungswidrig anzufechten, so wäre dieses Verfahren keineswegs zügig, da nach ständiger Rechtssprechung der Verein die Aufnahme in den Planungsbeirat beantragen müsste, was geschehen ist und einen abweisenden Bescheid im Instanzenweg bekämpfen müsste, bevor die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes angerufen werden könnten, welches Verfahren zumindestens drei bis vier Jahre in Anspruch nimmt. Außerdem hat die Steiermärkische Landesregierung das Ansuchen um Aufnahme in den regionalen Planungsbeirat nicht mittels Bescheid, sondern nur mit Schreiben abgewiesen, sodass schon aus diesem Grunde fraglich ist, ob gegen dieses „Schreiben“ überhaupt ein Rechtszug zulässig ist und wurde auch über die Ablehnung der Öffentlichkeitsbeteiligung im Planungsbeirat durch Vortrag der Ergebnisse der Haushaltsbefragung nicht mit im Rechtsweg anfechtbarer Form entschieden. 

Gemäß der Konvention ist die Öffentlichkeit nicht nur am Entscheidungsverfahren, etwa im Rahmen eines SUP-Verfahrens zu beteiligen, sondern bereits im Planungsprozess. 

Dies ist auch deshalb sinnvoll, da in diesem Planungsprozess über die Art der Verkehrslösung, etwa vierspurig oder Bestandverbesserungen, Entscheidungen getroffen werden, die im SUP-Verfahren, nicht mehr revidierbar sind und angesichts der enormen Kosten der Planung von Varianten, die sich letzten Endes aufgrund des Widerstandes der Öffentlichkeit, die im Planungsprozess nicht ausreichend beteiligt war, nicht als realisierbar erweisen. 

Aus der oben angeführten Vorgeschichte geht hervor, dass zu Beginn der Neunzigerjahre versucht wurde, diese Verkehrslösung durch die Schaffung von Tatsachen (Bau der Sallerberger Brücke, Stainacher Wanne) - selbst wenn die erforderlichen innerstaatlichen Bewilligungen (Wasserrecht, Naturschutz) fehlen - und damit die Bevölkerung  an der Mitentscheidung gehindert wurde. Auch bei der jetzigen Planung der Verkehrslösung wurde die Öffentlichkeit nicht im geforderten Ausmaß beteiligt und wird wiederum vor vollendete Tatsachen, nämlich den Beschluss über die vierspurige Variante gestellt und werden bereits Gutachten über diese Variante in Auftrag gegeben, sodass zu befürchten ist, dass wie zu Beginn der Neunzigerjahre wiederum frustrierte Planungskosten für eine nicht realisierbare Lösung anfallen.

5.4. Verfahren über 7,5 Tonnenbeschränkung:

Von einigen Gemeinden wurde beantragt, eine 7,5 Tonnenbeschränkung für die bestehende Ennstal Landesstraße LB 320 zu verhängen. Es besteht kein Zweifel daran, dass es durch die Verhängung dieses Verbotes zu einer Entlastung der bestehenden Landesstraße kommen würde. Weiters würde diese 7,5 Tonnenbeschränkung eine Neuevaluierung der Verkehrssituation im Ennstal erfordern, insbesondere, ob bei Verhängung dieses Verbotes überhaupt eine vierspurige Straße erforderlich ist oder ob mit Maßnahmen der selektiven Bestandsverbesserungen, die zudem geringere Eingriffe in von der FFH-Richtlinie geschützte Gebiete (Natura 2000) bedeuten, ausreichend sind. Der beschwerdeführende Verein hat die Parteistellung in diesem Verfahren beantragt, welcher Antrag bescheidmäßig abgewiesen wurde und wurde dagegen die Berufung eingelegt. Die Entscheidung der Bezirkshauptmannschaft Liezen hält sich an die bisherige ständige Rechtssprechung, dass in einem solchen Verfahren gemäß § 43 StVO für niemanden eine Parteistellung besteht und die Nichtverhängung der angeregten Beschränkung keine Beschwerdemöglichkeiten zulässt, somit die Unterlassung der Behörde über die Verhängung dieses 7,5 Tonnen-Fahrverbotes innerstaatlich nicht anfechtbar ist, weder wegen Verfahrensmängel noch inhaltlicher Rechtswidrigkeit.

Die Nichtgewährung der Parteistellung bzw. die Nichtgewährung eines Rechtsmittels gegen eine allfällige Entscheidung der Behörde, dieses Verbot nicht zu verhängen, stellt nunmehr ebenfalls eine gravierende Verletzung der dem beschwerdeführenden Verein gemäß der Aarhus-Konvention gewährten Rechte dar und zwar des Artikels 8 der Konvention, da nach ständiger Rechtssprechung in einem solchen Verfahren überhaupt keine Öffentlichkeitsbeteiligung vorgesehen ist, wie auch keine Möglichkeit der Öffentlichkeit zur Stellungnahme gemäß Artikel 8 lit. c und daher auch keine Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung berücksichtigt werden. Weiters stellt die Nichtgewährung der Parteistellung, die Nichtgewährung der Öffentlichkeitsbeteiligung sowie der Ausschluss des Rechtswegen eine massive Verletzung des Artikels 9 der Konvention dar, insbesondere des Absatzes 2, nach welchem der Beschwerde führende Verein die Möglichkeit haben müsste, Unterlassungen (Nichtverhängung des Verbotes) in einem Überprüfungsverfahren vor einem Gericht oder einer anderen auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen Stelle überprüfen zu lassen  wobei wiederum das Interesse des beschwerdeführenden Vereines gemäß Artikel 9 gegeben ist.

Auch sind da die Überprüfung der Voraussetzungen für die Verhängung dieses Verbotes die  Vorbereitung eines umweltbezogenen Planes und Programmes darstellt, durch den Ausschluss der Öffentlichkeit von diesem Verfahren Artikel 7 sowie die darauf verweisenden Artikel 6 Abs. 3, 4 und 8 verletzt.

5.5.  Verletzung der Prinzipien der Öffentlichkeitsbeteiligung

Weiters ist zu beachten, dass sich nach dem Prinzip in der Aarhus-Konvention die Öffentlichkeitsbeteiligung nicht auf bloße Anhörungsrechte beschränkt. Anhörung bedeutet, dass die Öffentlichkeit auf die von den Behörden entwickelten Pläne und Vorschläge reagieren kann, dagegen bedeutet aktive Beteiligung, die von der Konvention gefördert und gefordert wird, dass Interessierte durch die Erörterung von Problemen und durch Beiträge zu der Lösung von Planungsprozessen aktiv  mitwirken, wobei wesentlich für die aktive Beteiligung das Potential der Akteure, den Prozess zu beeinflussen ist. Aktive Beteiligung bedeutet, dass Interessierte, wie NGOs dazu aufgefordert sind, durch die Erörterung von Themen und Lösungsvorschlägen aktiv zum Planungsprozess beizutragen, gerade durch die Beteiligung im Planungsprozess kann bereits darin ein möglichst breiter Konsens erzielt werden, unter Berücksichtigung, dass spätere Einsprüche gegen die Pläne ihre Realisierung verzögern und den beteiligten Behörden sowie der Öffentlichkeit hohe Kosten entstehen. Zumindestens das Recht auf Teilnahme an den Sitzungen des Planungsbeirates wäre dem Beschwerde führenden Verein zu gewähren. Es versteht sich von selbst, dass die Lösung von Verkehrsproblemen um so erfolgreicher ist, wenn bereits im Planungsprozess die Öffentlichkeit beteiligt ist, da dadurch Unterstützung für die Verkehrslösung und ihre Erfüllung durch Förderung von Identifikation, Akzeptanz und Kooperation erzielt werden kann, die Entscheidungsfindung effizienter ist, wenn Konflikte frühzeitig erkannt und soweit als möglich gelöst werden, die Lösungen nachhaltiger und ausgewogener sind, wenn ihnen ein breiteres Spektrum von Kenntnissen und Auffassungen zugrunde liegt und langfristig die Beziehungen zwischen Behörden und Interessensgruppen im Sinne einer „good governance“ gestärkt werden. Die aktive Beteiligung fördert auch die Sensibilisierung für den Prozess der Beschreibung und der Analyse, die Gewinnung von Daten, Informationen und Meinungen eines Spektrums von Interessensgruppen. 

Ein Beispiel für eine solche Öffentlichkeitsbeteiligung liefert das IIVR-Projekt in den Niederlanden :

Das Projekt hat sich für einen kooperativen Stil entschieden, bei dem die verschiedenen Behörden und Nichtregierungsorganisationen (und Interessengruppen) zusammen arbeiten und in Bezug auf das Ergebnisgleichberechtigt entscheiden.

Die Zusammenarbeit wird organisiert durch:

• einen Lenkungsausschuss aus den Leitern der verschiedenen Regierungsbehörden. Sie geben dem Prozess Orientierung und treffen Entscheidungen. Der Lenkungsausschuss wird unterstützt von der Initiativgruppe.

• eine Initiativgruppe aus Fachleuten, Regierungsangestellten und Mitgliedern von NGOs, die

inhaltliche Aspekte des Planungsprozesses erörtert.

• Anhörungen von Bürgern und Interessengruppen. Darüber hinaus werden über einen Zeitraum von zwei Jahren mehrere Sitzungen zur Anhörung von Bürgern und Interessengruppen organisiert und ihnen ermöglicht, ihre Auffassungen auszutauschen und eigene Vorstellungen zu entwickeln.

(Quelle: LEITFADEN ZUR BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT IN BEZUG AUF DIE

WASSERRAHMENRICHTLINIE)

Die Beschränkung der Öffentlichkeitsbeteiligung auf die Vorstellung der ohne Öffentlichkeitsbeteiligung bereits beschlossenen Trassen- und Verkehrslösungsvariante in einer Ausstellung im Volkshaus Liezen (Bericht Kleine Zeitung 07.05.2008) zeigt vom prinzipiellen Missverständnis der Ziele der Aarhus- Konvention.

6. Innerstaatliche Rechtsmittel:

Gegen die Nichtbeteiligung der Öffentlichkeit und des beschwerdeführenden Vereines im Planungsprozess über die Verkehrslösung für das Ennstal, insbesondere im Verfahren über die Auswahl der Varianten und über die Prüfung der Bestandsverbesserungen ist der innerstaatliche Rechtschutz unzureichend. Es besteht keine Möglichkeit eines vorläufigen Rechtschutzes gemäß Artikel 9 Abs. 4 der Konvention, der gerade in diesem Fall erforderlich wäre, da durch die weiterlaufenden Planungen enorme Kosten anfallen. Gegen die Nichtaufnahme in den Planungsbeirat steht, wie bereits ausgeführt, nur eine Beschwerde an die Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes offen, welches Verfahren nicht als zügig im Sinne des § 9 Abs. 4 der Konvention bezeichnet werden kann, da nach Ausschöpfen des Instanzenzuges für das gesamte Verfahren eine Dauer von zumindestens drei bis vier Jahren anfallen würde. Des Weiteren hat die Steiermärkische Landesregierung über die Aufnahme in den regionalen Planungsbeirat nicht mittels abweisenden Bescheid, sondern nur mittels Schreiben entschieden, sodass mangels Bescheiderlassung möglicherweise überhaupt kein innerstaatlicher Rechtszug offen steht, dies gilt auch für die Weigerung des Planungsbeirates, der Öffentlichkeit die Stellungnahme etwa durch die Präsentation der Haushaltsbefragung zu ermöglichen.

Hinsichtlich der 7,5 Tonnenbeschränkung wurde bereits ausgeführt, dass nach ständiger Rechtssprechung dem Beschwerde führenden Verein keine Parteistellung in diesem Verfahren zukommt und weder dem Verein, noch irgendwelchen anderen Parteien überhaupt ein Rechtsmittel gegen die Unterlassung der Behörde der Verhängung dieses Verbotes offen steht.

Auch im Bericht über die Umsetzung des Artikels 9 Abs. 3 der Konvention in Österreich vom März 2007 über die Milieu Ltd. im Auftrag der Europäischen Kommission wurde eindeutig festgestellt, dass keine Gesetzgebung existiert und geplant ist, speziell um Artikel 9 Abs. 3 der Konvention umzusetzen. Es darf aus diesem Bericht wie folgt zitiert werden:

Regarding Article 9(3) of the Aarhus Convention, Parliament and the Federal Ministry for the

Environment state there is no imperative need for action since there is an existing system of

protecting individual interests and other remedies (e.g., ombudsman). But this existing system is quite restrictive. Individuals are entitled to appeals only if they are party to the procedure. Third parties do not have any legal claims; they can only report the (presumptive) violation of environmental law to the administrative authorities and only the latter decide whether or not to withdraw or modify an illegal decision. In exceptional cases an official liability (Amtshaftung) is issued if the inaction causes the complainant harm. Only specific NGOs in very few cases have the right to assert environmental law and to appeal to the next instance, and they cannot appeal to the Administrative Court or the Constitutional Court. Access to justice for NGOs is the exception, not the presumption. Environmental organisations are blocked across a wide range of environmental issues.

Article 9(3) of the Aarhus Convention cannot be said to have been implemented when members of the public have no participatory rights in administrative procedures. The public’s ability to inform authorities of violations that could result in supervisory control proceedings, immediate administrative action or criminal proceedings is obviously insufficient.

7. Vertraulichkeit:

Der beschwerdeführende Verein nimmt das Recht auf vertrauliche Behandlung seiner Beschwerde, seiner Identität und seiner rechtsfreundlichen Vertretung nicht in Anspruch.

8. Beilagen:


Statuten Verein Nett


Vereinregisterauszug 


Besetzung Landes-, Regional- und Gemeindeforen


Presseinformation Verein NETT 30.04.2008 


Presseartikel April/Mai 2008

9. Unterschriften:

Liezen, am 01.07.2008
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